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WienerRathaus-Korrespondenz.
Herausgeberundverandw.RedakteurGranzMicheu¬.

Wien.1 .NeuesRächaus.

FürdiestädtischenSammlungenhabengespendet:
StiftsdameAglaevonSzemzö(Budapest)einfarbigesWachsrelief,

SchuhpaaresisteinKiloLedernotwendig.InderZeitvom15 .Julibie
31 .Dezember1916wurdennur41 . 000KilogrammLederdenWienerSchuhmachern

darstellenddieehemaligeBesitzerindesKahlenbergesAntonieFinsterle .zugewiesen,wovondergrößteTeilminderenGebrauchswerthatteundals
UlanenoberleutnantJuliusWalbeginPapa(VeszprimerKomitat) Oberledernur471Kiloverwendbarwaren.InfolgedieserunzurechendenVer=¬

MustervonihmerfundenerHolzschlenfür Schuhersatz;StraßenvannerrektörsorgungderBevölkerungmitSchuhwerkundderPreissteigerungderSchuhwaren
Ir27 .Jahrg.Wien,Dienstag,6 .Februar1917. Nr.45.

---------------------------------------------------------¬
WIENERGEMEINDERAT .

Sitzungvom6 .Februar.
VorsitzenderBürgermeisterDr .Weiskirchner

eröffnetdieSitzungundmachtfolgendeMitteilung:DerunterdemDecknamen„Wilhelm“bereitsseitJahrengenannte
WohltäterhatauchheuerwiederannachstehendeSchulenGeldbeträge
imangeführtenAusmaßezurAnschaffungvonSchuhenundKleidernfür
Schulkindergewidmet:DerKnaben-Bürgerschule10 .BezirkQuellenstraße
31K1500 ,denKnabenfolksschulen10 .BezirkQuellenstraße54K2500,
10 .BezirkPuchsbaumgasse55K2000,10 .Bez.Thavonatgasse20K2000,
10 .BezirkLaimäckergasse17K3600 ,Mädchen-Volksschule20 .Bezirk
AllerheiligenplatzK2000,Knaben-Volksschule20.Bez.Vorgartenstraße50
K2500 ,Mädchen-Volksschule20 .Bez .PöchlarnstraßeK600 ,Knaben¬
Volksschule20 .BezirkVorgartenstraße42K2000.

DerBürgermeisterbemerkthiezu:DassindSpendenvon18.500
KronenundicherlaubemirimNamendesGemeinderatesdemunbekannten
SpenderunserenherzlichstenundverbindlichstenDankauszusprechen.
(LebhafterBeifallundRufe :BravoWilhelm! )

Gespendethaben :DasStiftderSchottenwiealljährlichdenPfleglingenderstädt.
Versorgungshäuser849LiterWeinund120KfürAnschaffungvonBrot ;die
KongregationderDienerinnendeshl .HerzensJesuzurVerteilungandie
Feuerwehrmannschaft100KfürHilfeleistungbeieinemBrande;Dr .Josef
SpenederfürdieWeihnachtsfeierimKaiserFranzJosef-Kinderhospizin
Sulzbach-Ischl40K ;EinUngenanntseinwollenderanläßlichseinerZivil¬
trauung10KfürdieArmenWiens;HausbesitzerJohannOrnsteinzuHan¬
iendesBezirksvorstehersSpitaler100KfürBrennmaterialienfürdie
Armendes3 .Bezirkes;ViktorZaoral50K ,AloisSchöpf10Kund
VinzenzPolaschek100KzurHandbeteilungvonArmendes18 .Bezirkes:
HansPresl500KundFelixLöffelmann100KfürdieArmendes6 .Bezirkes;
OberleutnantMartinBallek100KfürarmeKinderderStadtWien.

ErnstKrinwaldausCincinatihateinenBetragvon3000KfürWohl-¬
tätigkeitszweckefürMusikerundKriegerwitwenüberweisenlassen.
DieFirmaHugoScholzhatwiealljährlichdenBetragvon250KzurBe¬
schaffungvonWeihrauchundKerzenfürdieKirchedesWienerVersor¬
gungsheimesgespendet.HoflieferantKarlAhornerhatdemBezirksvorsteherdes7 .Bezirkes
denBetragvon10. 200KKriegsanleihemitderBestimmungübergeben,das
mitdemselbenzumAndenkenanseinenVater,denverstorbenenGemeinderat
kaiserlichenRatKarlAhornereineStiftungerrichtetwerde,deren
ZinsennachfreiemErmessendesjeweiligenBezirksvorstehersanverarmte
Gewerbetreibendedes7 .BezirkesundinderenErmanglunganHilfsarbeiter
verteiltwerdensollen ,wobeisolchePersonenzubevorzugensind ,die
durchdenKriegin Notgeratensind.DerimApril. J .verstorbeneBezirksvorsteherkais .RatWeidinger
hatinseinemletztenWillennachstehendeBeträgezurErrichtungvon
Stiftungenhinterlassenundzwar:40. 000KfürwahrhaftbedürftigeArme
des7 .Bezirkes,5.000KzueinerStiftungfürdasKaiserJubiläumsspital
derGemeindeWienund10. 000KzueinerWaisenstiftungfürdasstädtische
FaisenhausaufderHohenWarte.

Beuteseucke:DieFirmaArnoldBachwitzhatzweiOelgemälde„ Diegrose
Zeit “vonLudwigKochandasstädt .MuseumübersandtundeineOelkopie
des Gemäldesfür denSitzungssaalder BezirksvertretungLandstraßegespen

InBeantwortungeinerinderletztenGemeinderatssitzungvon
emeinderatvonSteinergestellten Anfrageerstattet Bürgermeister

WeiskirchnereineneingehendenBericht ,demwirNachstehendesentz
sehmen:DieBeschwerdenderSchuhmacherundLederhändlerdarüber ,daß
für denZivilbedarfLederin unzulänglicherMengeundmeistnurinmin¬
derwertigerBeschaffenheitabgegebenwird,sowiedieKlagenderBevöl-¬
kerungüberdieSchwierigkeiteninderBeschaffungvonSchuhwerkund
dasunheimlicheAnsteigenderSchuhpreisesindvollaufberechtigt .Be¬
reits vormehrals Jahresfrist ,als dieerstenKlagenüberdiemangelhaf-¬
te VersorgungdesZivilbedarfesinsbesonderemitSohlenlederzumeiner
Kenntnisgelangtwaren,habeichdenHandelsministerineinerDenkschrift
aufdieseZuständeeindringlichstaufmerksamgemacht,weildurchdiese
SchwierigkeitennichtnurdieBevölkerungüberhaupt,sonderninsbesondere
GewerbeundHandelhartbetroffenundnamentlichkleineundmittlereBe¬
triebebereitsin argewirtschaftlicheBedrängnisgeratenwaren .Ich¬
brachtehiebeieineNeuregelungderdamalsgiltigenVerkehrs-undVer¬
brauchsvorschrifteninAnregungundstelltefürdenFall ,alsdieseuntun¬
lichseinsollte ,untergleichzeitigerUnterbreitungkonkreterVorschläge
die Bitte umAbhilfeimRahmender damalsbestehendenEinrichtungen.

eee
setzungderimEtappenraumegewonnenenHäutekamæreichinsbesonderenicht
umhin ,meinemZweifel AusdruckzeDen ,das die Geschäftsführungder
Häute -undLederzentefegenügendeBürgschaftdafürbietet ,dasallefür
denMilitæbedarfnichtunbedingtnotwendigenVorräteauchtatsächlichder

Die Not im Schuhmachergewerbe ,die zahlreiche Existenzen zuvernich¬
tendrohte ,hatmichbewogen,auchdenMinisterfür öffentlicheArbeiten
zubitten ,daßdenAngehörigendesSchuhmachergewerbesinWien ,insbeson¬

in denNiederlagenderSchuhfabrikenergabsichdieNotwendigkeit,
teils imRahmenderGemeindeverwaltung,teils imWegederZentralstelle
er ürsorgeVorsorgezu trefsen ,umMittellose mit Schuhenbeteilenzu

Kennen,unddenstädtischenAngestelltenunddemMittelstandesowieden
verschiedenenBeteilungsvereinenden BezugvonSchuhwerkwenigstens
einigermaßenzuerleichtern .ZudiesemZweckwurdenmitZustimmungder
ObmännerkonferenzbisEndeDezemberdesvergangenenJahresinsgesamt
rund227. 800PaarSchuhezumPreisevon3,640,000Kronenangekauft .Mit
dieser Aktionder Gemeindeundder Zentralstellekannallerdingskaum
derdringendsteBedarfbefriedigtwerden.EinewirklicheBesserungindieserRichtungläßtsichnurerwarten,
wennErleichterungenin derFreigabevonLederfür denZivilbedarfein¬
treten .Ichverkessedurchausnicht ,daßesunbedingtnotwendigwar ,den

larf derArmeein ersterLiniezusichern ;beidernahezuausschließ¬
lichenInanspruchnahmealler nurhalbwegsgeeignetenLedersortenfürden
Heeresbedarfglaubeichaberannehmenzukönnen,dasdieHeeresverwaltung
ihreneigenenBedarfnunmehrsoweitgesicherthat ,dasohneGefährdung
eineFreigabewenigstensin einemsolchenUmfangemöglichbist ,dasdem
dringendstenBedürfnissederBevölkerungabgeholfenwerdenkönnte .Ich
werdedaherunter Hinweisauf die seither eingetreteneVerschärfungder
LagemeineSchritte umErwirkungder FreigabegrößererMengenvonLeder
beiderRegierungerneuernundinsbesondereumdieendlicheErlassungder
in AussichtgestelltenVerordnungüberdieRegelungderSchuhpreisesowie
umVerfügungenbittlichwerden,durchwelchederBezugvonSchuhwerkzu
denfestgesetztenPreisenauchtatsächlichgesichertwird ,zuwelchemZweck
mirbesondereUeberwachungsmaßnahmennotwendigerscheinen.

WasdenWunschdesInterpellangenüberdieGebarungundVerwendungder
verschiedenenZentralstellenbetrifft ,soerscheintdiesemmittlerweile
durchdie vomHandelsministererlasseneVerfügungentsprochen ,inwelcher
er in dankenswerterWeisedieöffentlicheRechnungslegungderverschiede¬
nenKriegszentralennachfachgemäserPrüfungihrerBilanzenangeordnetha.
NachdemtatkräftigenEingreifendesHandelsministers,für welchesichihm

deredenKleinmeisterndaszur Aufrechthaltungihres GewerbebetriebesundhiemitDanksageundwelchesauchdastunlichsteEntgegenkommenin deran-¬
zurVersorgungderBevölkerungmitSchuhwerkunbedingtnotwendigenSohlen¬derenRicrtungerwartenläst ,glaubeich auchhoffenzukönnen ,daßermei¬
lederzugewiesenwerde.DiebeidenMinisterhabeninentgegenkommenderWeiseAbhilfeverspro-¬
chen ,soweitdiesdieBefriedigungdesHeeresbedarfeszuläst .DerHandels¬
ministerhatinsbesonderezugesagt,keinMittelunversuchtzulassen ,um
dieProbleme,diesichimZusammenhangemitdemgrosenLederbedarfder
KriegsverwaltunghinsichtlichderVersorgungderZivilbevölkerung,der
lederverarbeitendenGewerbeunddesHandelsaufwerfen,nachMöglichkeit
einerbaldigenbefredigendenLösungzuzuführen.

DadieVerhältnissenichtnurkeineBesserungerfahren ,sondernsich
nochverschlechterthatten ,habeichbeimArbeitsministermeineBitten
wiederholtundauchnamensdesBundesderdeutschenStädtevorgesprochen,
wobeiichdieFreigabevonmindestens25%desfürdenMilitärbedarfbe¬
schlagnahmtenLederserbatunddieDurchführungeinerzweckmäßigenOrganisa
tionzurVerteilungdesfreigegebenenLedersvorschlug.Ichersuchtefer¬
ner ,daßeinentsprechenderTeilderin SerbienbeschlagnahmtenVorräte
vonHäuteundLederfür denWienerZivilbedarffreigegebenwerden .Wieund
zureichendsichin derletztenZeitdieVersorgungdesSchuhmachergewerbes

gestaltethat ,erhelltausfolgendem:VoneinerPersonwerdenimJahre
durchschnittlich1 PaarSchuheverbrauchtundzurHerstellungeines

neweitereundgewisberechtigteBitteerfüllenwird ,welchedahingeht ,
dasdieerzieltenUeberschüssederHäute-undLederzentraledenSchuhmas
chernzugewendetwerden ,die zu jenenGewerbetreibendengehören ,diebeson¬
dersschwerunterdenVerhältnissengelittenhabenundunterwelcherzahlz
reicheExistenzennachdemKriegewiederaufzurichtenseinwerden.

DieösterreichischeGeselsschaftzurBekämpfungderRauch
ndStaubplagehat in einerlängerenandenBürgermeister

gerichtetenZuschriftzuderKritik ,welcheihrebisherigen
Leistungen in der Gemeinderatssitzungvom19 .Februar . J .
anläßlichderBeratungüberihrSubventionsgesuchunterzogen

wordensind ,Stellunggenommen.In der Zuschrift ist insbeson¬
dereausgeführt ,dasses ZweckderGesellschaftist ,nur
die Mitwirkungbei der Bekämpfungder Rauch - undStaubplage
nichtdie AbstellungdieserUebelständesein könne .Inder
Zuschrift werdensodanndie BestrebungenundLeistungender
GesellschaftaufgezähltundeswirdzumSchlusseerwähntdassdenRücktiitt
die in der GemeinderatssitzungvorgebrachteKritik/desPräsi¬
denten zur unmittelbarenFolge hatte ,wodurcheinerfolgreiches
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InErwiderungeinervomGemeinderatReumanninder
letztenGemeinderatssitzunggestelltenAnfragebringtderBür¬
germeisternachstehendenBerichtzurKenntnis.WasdieArtder
denPfleglingenin denVersorgungsanstaltenderStadtWienzur
Verfügunggestellten Nahrungsmittelanbelangt ,so ist eswohl
selbstverständlich ,dass die allgemeineMarktplagenichtohne
RückwirkungaufdieVersorgungsanstaltenbleibenkonte .Diezu¬
nehmendeKnappheiteinzelnerLebensmittelergabdieNotwendig¬
keitandiesemdenVerbrauchstarkeinzuschränkenunddafürdurchhältnisseerlauben,sieinbestmöglichsterWeisezuverpflegen.
anderein grössererMengeauf denMarktgebrachteNahrungsmittel
Ersatz zu schaffen .ImDezembervorigenJahres standallerdings
eine Anzahlvon Nahrungsmittel nur in stark vermindertenAusmasse
zur Verfügungundeinzelnebliebenganzaus ,es wurdejedochfür
denAusfalldurcherhöhtenVerbrauchandererNahrungsmittelein
ausreichenderundhinsichtlichdesNährwerteszweckmässigerErsatz
geschaffen.WasdieMengederverabreichtanNahrunganbelangt,

bedarfder PfleglingedadurchBedachtgenommenwurde ,dassNah¬
rungsmittelvongeringeremNährwertenunmehringrösserenPortio¬
nenals sonst ( statt des üblichen3/10Liters 2 Liter )abgege¬
benwerden .DassdieAnstaltenbemühtsind ,dieseNahrungsmittel
ihrenPfleglingenauchin einermöglichstschmackhaftenZuberei¬
tungzu verabreichen ,davonkonnteich michdurchvorgenommene

KostprobenauchanfleischlosenTagenüberzeugen.Dieausreichende
Vorsorgefür denNahrungsbedarfderPfleglingemachtsich indem
Ernährungszustandederselbenkenntlich .Schondie blosseBesich¬
tigungeinergrossenZahlvonPfleglingeninFrauen-undMännerabtei
lungenergab ,dassdieselbenihremAlterentsprechendrüstigund
frisch aussehenundAbmagerungenin irgendwieauffälligerFormnichtstattgefuhdenhaben.EinzelnePfleglingegebenüberBefragen
wohleine geringeAbnahmeihres Körpergewichtesan .Vondieser
indergegenwärtigenZeitallgemeinenRegelkönnenebenauchdie
Versorgungsanstaltenkeine Ausnahmemachen .Abernichtallein
durchdieBesichtigung,sondernauchinwissenschaftlichmöglichst
einwandfreierWeisekonntefestgestelltwerden,dassdiePfleglin¬
gederVersorgungsanstaltensichineinemgutenErnährungszustande
befinden.Bei134Pfleglingen( 74Männerund60Frauen)desVersor¬
gungsheimesinLainzwurdenachdemPirquetschenSystemedasVerhält¬
nis zwischenKörpergewichtundSitzhöheberechnet .Dabeiergabsich ,
dassdieDurchschnittszifferdiefür muskelkräftigeErwachsenefest¬
gestellteNormalzahlvoll erreichte ,in keinemFalleeinestärkere
Abmagerungkonstatiert werdenkonnte .dagegenbei einergrösseren
ZahlvonPfleglingen ,namentlichbeiFrauensogarVerhältnisziffern
resultierten ,welcheaufeinegewisseFettleibigkeitschliessenlas¬
sen .Auchdie Erkrankungshäufigkeitsowiedie Sterbeziffernder

ZahlendergleichenMonatedesHahres1914in Vergleichgezogenund

dauertenwohlvielfachdie durchdie derzeitigeMarktlagehervorge¬
rufenenKoständerungen,sahenjedochderenNotwendigkeitein undbe¬
klagtensichwederüberdieMengenochüberdieZubereitungderNah¬
rung.AmunangenehmstenscheintdieKnappheitderKartoffel,sowiedie
kargeBrotrationempfundenzuwerden .Wennes möglichwäre ,jenen
Pfleglingen ,welchewegendesMangelsanHilfskräftenderzeitzuAr¬
beitenin derAnstalt(Schneeschaufeln. dgl . )herangezogenwerden

müssen,diefürSchwerarbeitervorgeseheneBrotrationzuverschaffen,
sowürdedamiteinembesonderenWunschederselbenRechnunggetragen

werden .
. R.StangebergerverliesthieraufdenEinlauf.

DerBürgermeisterbemerktschliesslich:, Ichglaube
imRahmenallersprechenzudürfen,wennichsage ,dassunsdas
leiblicheWohlbefindenunddieFürsngefürdiearmenaltenLeute
allenamHerzenliegtunddasswirtrachten ,dasssoweitesdieVer¬

GemeinderatDr.HeinstelltfolgendeAnfrage:BeidenindenletzMaßeinAnspruchgenommenwerden,stelleichdenAntrag:Der
tenTagenstattgefundenenErnennungenvonSchuldirektorenwurdenwiede:Gemeinderatwollebeschließen,demWienerWärmestubenvereineine
n mehrerenBezirkengutqualifizierteältereLehrkräftezuGunsten
üngererLehrer,welchesichderbesonderenGunstderkommunalenPartei¬
größenerfreuen,präteriert .EinbesonderscrasserFallist derdes
christlichsozialenBezirksratesSemrad,welcheralsjüngsterBewerber

soergabendieErhebungen,dassvondenAnstaltenaufdenErnährungsziertenBewerbernvorgezogenwurde .UnterdenübergangenenLehrernbe¬
findetsichunserKollegeHohensinnermit34Dienstjahren,dessenLei¬
stungin derQualifikationalsvollkommenzufriedenstellendundzur

Leitungbestensgeeignetbezeichnetwird.DieseoffenkundigeProtektions-vonK170.000Kbewilligt.
wirtschaft ,durchwelcheverdienteSchulmänner ,weilsie durchihre
freiheitlicheGesinnungdasMißfallenderherrschendenParteihervor¬
gerufenhaben,vonderSchulleitungausgeschlossenwerden,erregtin
weitenBevölkerungskreisengroßeEntrüstung.WährendunsereParteiim
HinblickeaufdieKriegsereignissedenBurgfriedenwahrtundaufdie
sichausdergegenwärtigenLagederBevölkerungergebendenagitatorischentenbestandenenGemeindendasHeimatsrechtbesaßen,dermalendaherParteivorteileverzichtet,währendindenverschiedenstenHilfsaktionennachWienzuständigsindundsolcheSchüler,dieinNiederösterreich
MännerundFrauenallerParteirichtungeninpatriotischerWeisezusammen-Heimatberechtigt,jedochBereitsseit5Jahrenim21.WienerGemeinde-¬
wirken,umdieschwereKriegsnotderBevölkerungwenigstenseinigermaßenVezirkewohnhaftsind,denVorzuggenießen.-DerReferentenantrag
zulindern,hältesdasgeheimeParteicomité,welchesStadtratgenannt
wird,fürangemessen ,ohneRücksichtaufdieLehrenunddieErfordernisse
des Kriegesundmit schnöderAußerachtlassungdes Burgfriedensimmer
wiederdieGemeindeautonomiezuegoistischenParteizweckenundzurVer=zubewilligenundaufdieAmslagenausAnlaGderKriegsereignissezu
sorgungderParteigünstlingezumißbrauchen.IndemichnamensdesVer¬

bandesder bürgerlich-freiheitlichenGemeinderätegegendiesesden
GrundsätzenderGerechtigkeitzuwiderlaufendeunddieSchulzweckeschwer
schädigendeVorgehendenschärfstenProtesterhebe,stelleichdieAn¬frage:WierechtfertigtderBürgermeisterdenVorgangdesStadtratesbeiWohnungen,GeschäftslokalitätenundWerkstättenalsUnterabteilungdes
VerleihungvonDirektorstellen,insbesonderedieErnennungdesBezirksragstädtischenWohnungsamtes.ZurDeckungdieserKostenwirdeinKredit
tesSemradzumDirektorinderBürgerschule10 .BezirkHebbelplatz?
Ist derBürgermeistergeneigt ,in Zukunftin ErfüllungseinerPflicht
demparteimößigenVorgehenundderProtektionswirtschaftdesStadtratesträgeAusdruckunderklärt,dieselbenseiennureinerkleinenErgän-¬beiVerleihungvonDirektorstellenmitdergebotenenEntschiedenheitent-zungbedürftig.WasdieWohnungszählungbetrifft,sollemansichnicht
gegenzutreten?

BürgermeisterDr.Weiskirchner:erwidert:Vorallemmußichdie
letzten Monatedes abgelaufenen Jahres wurdenmit den diesbezüglichen in der Interpellation gesanden Stadtrat erhobenen Vorwürfeentschieden Zahl der Kinder feststellen .Es ist ein großer Bedarf an Wohnungenfür

zurückweisen.NachmeinerUeberzeugunghatderStadtratnachbestemergabensichhierbeikeinerleiUmstände,welcheaufeineVerschlechte-WiesenundGewissendieErnennungenvorgenommen.IchwerdediesenPro-Stellen,inwelchenHäusernderAufnahmevonFamilienmitKindernkein
rungdesZustandesderPfleglingeschliessenlassen.DiesenobjektiventostdemStadtratzurGeschäftsbehandlungzuweisen.Imübrigenmußich,Hindernisentgegensteht.BezüglichdesWohnungsnachweiseskönnemannur
BefundenentsprachendieAngabenderPfleglingeselbst .Dieselbenbe -weilinderInterpellationvomBurgfriedendieRedeist ,dieArtund

Form,dienichtswenigergeeignetist alsdenBurgfriedenzufördern,
hervorheben.

GR.Hohensinner:IchfordereRechtundGerechtigkeit!
rufeSiezurOrdnung,SiesprechenineigenerSache!

GR.Dr .v .DornstelltfolgendenAntrag:DerstrengeFrostinVer¬
bingungmitdenhohenKohlenpreisenundderSchwierigkeitderKohlen¬

beschaffungzeitigt für dieärmereBevölkerungdieschwesstenLeiden.
InfolgedessensteigertsichauchdieInanspruchnahmederWärmestubenin
riesigemMaße.IneinerähnlichenSituation,welchevorungefähr10Jah-¬
reneingetretenwar ,hatsichübermeinendamaligenAntragderGemeinde-¬
ratentschlossen,demWärmestubenvereineineaußerordentlicheSpende
zuzusenden.InAnbetrachtdiesesUmstandesundderherrschendengroßen
Not ,durchwelchedieMitteldesWärmestubenvereinesinüberragendem

außerordentlicheSpendeimBetragevonK10. 000zuwidmen.
DerAntragwirddergeschäftsordnungsmäßigenBehandlungzugewie¬

sen.EswirdhieraufandieErledigungderTagesordnunggeschritten.NacheinemAntragedesVB.HoßwirdeinZuschußkreditvon
mit24Dienstjahrennichtwenigerals26anderenälteren,gutqualifi-K31.807fürdieBeförderungderLöschgerätedurchPferdebetriebbe¬willigt .NacheinemAntragedesVB.HoßwirdfürZehrgelder,Kostgelder

unddergl.fürdasVerwaltungsjahr1916/17einersterZuschußkredit
VB.HoßberichtetüberdieAenderungderBestimmungenüberdie

AnspruchsberechtigungzurErlangungvonSchüler-Stipendienandem.k.Staats-Realgymnasiumim21.Bezirk.DarnachsindzurBewerbungdürf-¬
tigeundwürdigeSchülerdesStaats-Realgymnasiumsim21 .Bezirk

berufen,wobeisolche,dieineinerderjetztzum21.Bezirkvereinig-¬

wirdgenehmigt.VB.RainlegteineneingehendenBerichtüberdieVornahmeeiner
Wohnungszählungvorundbeantragtdiemit8000KveranschlagtenKosten

verrechnen.EssollennichtbloßdieMietwohnungen,sondernauchdie
GeschäftslokalitätenundWerkstätteninWiengezähltwerden.

InVerbindungdamiterstattetVB.RaineinausführlichesReferat
überdieErrichtungeinesallgemeinenöffentlichenNachweisesfür

von10 . 000Kbeantragt .
GR.Dr.v .DorngibtseinerBefriedigungüberdievorgelegtenAn¬

damitbegnügen,bloßdieleerstehendenWohnungenaufzuzählen,sondern
mansolleauchgleichzeitigdieAnzahlderBewohnerundnamentlichdie

kinderreicheFamilienunddeshalbwäreesgut ,vonvornehereinfestzu-¬

danneinenwirklichenErfolgerzielen,wenndieListenauchinirgend
einerArtundWeiseveröffentlichtwerden.Eswärezuempfehlen,daas
VerzeichnisderleerstehendenWohnungensowohlindasAmtsblattaufzu-¬
nehmenunddavenSonderabdruckezuverbreiten,wieauchdieNachweise

BürgermeisterDr.Weiskirchner:HerrGemeinderatHohensinner,ichderTagespressezurVeröffentlichungzuübergeben.DerRednerstellt
diesbezüglicheZusatzanträge.GR.Emmerling:AuchwirbegrüßendieVorlageunderlaubenunsdar-¬
aufzuverweisen,daßwfrschonimJahre1914,alsdieBeratungdes
allgemeinenWohnungsnachweiseszurDebattestand,erklärthaben,daßman



nicht daraufwartendürfe ,bis sich ein tatsächlichesBedürfnisheraus¬
stelle ,unddaßdasGemeindestatutschondamalsdieMöglichkeitgegeben
hätte ,diesenWohnungsnachweisin Kraft tresan zu lassen .Ichglaube ,
daßvorallemzudenVoraussetzungeneinererfolgreichenWehnungspölitik
notwendig ist ,daß sich der Gemeinderafnicht nur umden Nachweisder

leerstehendenWohnungnkümmert ,spndernauchdaraufbedachtist ,daß
Wohnungenüberhaupt geschaffen werden .Ich benütze die Gelegenheit ,

um darauf zu verweisen ,daß dem Gemeinderate endlich die Barordnung

vorgelegtwerdenmuß .DieMöglichkeit ,neueWohnungenzuschaffen
ist nochwichtiger ,esmußabereineneueBauordnungvorangehen,da¬

mit wir nicht nachdemalten Schimmelin Wienwiedereine Aerader
Zinskasernenbekommen .Ich möchtemeineBehauptungendurcheinige
Zahlenbekräftigen ,die ausdemJahrbuchederStadtWienstammen:
Sie reichen alledings nur bis zumJahre 1913 ,sprechenaber eineauf¬
reizende Sprache inBetreff der Notwendigkeit vonKleinwohnungen .

ImJahre1913waren124 . 000Kündigungenzu verzeichnen ,nahezu123. 000
allein entfallen auf 14 tägige und vierteljährliche Kündigung.

GR .Emmerling :Im Jahre 1913 gab es im 10 .Bezirke10 . 800
14 tätige Kündigungenin Ottakring 11 . 400 .Demgegenüberstehen

vierteljährige Kündigungen560im10 .Bezirkund520im16 .Bezirke .
Wennman die Leerstehungen ansieht ist das Bild umgekehrt .Die Zahlder - ¬
selben ist bedeutend zurückgegangen mit Ausnahme des 10 .Bezirkes

woim Jahre 1909,168gegenüber279 im Jahre 1913waren .Im16Bezirke
hat es im Jahre 1909 267 Wohnungengegeben ,im Jahre 1913 blos98 .
das ist ein betrübliches Verhältniss .Nochschlechter wird dasBild
wenn man die Wohnungsgrösse als Grundlage oder Urteilung annimmt .

Wsmussdie Suchenach Wohnungenangesichts der Verhältnisseeine
sehr grosse gewesen sein ,sonst ist es nicht zu erklären ,warumman
hier von 2500 auf 1200 herunterfällt - Der Referent hat inseinen
ZifferndieGesammtanzahlzusammengefasstundaucherklärt ,dasser
sichmitdenGeschäftslokalitätenbefassenwerde.Ichhabediese
ausgelassen .Wirsehendass die Vermehrungder ZimmerundKabinette
im Jahre 1909 blos um78 . 000Lokalitäten eingetreten ist .Dagegenhat

die Bevölkerung eine Vermehrungvon 135 . 900erfahren .Einesolche
Vermehrung muss dazu führen ,dass die Bevölkerung in denWohnungen

immermehrplatzgreift .Manmussdaherdarandenken ,kleine
Wohnungenzu schaffen .Nun hat der Referent erklärt ,dass dasWohnungs
amt sich ausschliesslich mit den Leerstehungen befassen wird .Eswird

schwersein undeine ungeheureArbeitkosten ,alle Wohnungskündigungen
zu erfassen ,ich kann mir aber vorstellen ,dass man den Betreffenden ,

der eine Wohnungsucht auch verpflichtet ,anzuzeigen ,dass er sie
aufgenommenhabe .Wennman sich aber nur darauf beschränkenwerde ,

nur die Zahl der Leerstehungen anzugeben ,so wird eintreten ,dass der
Manglan kleinen Wohnungenüberhaupt nicht als solcher erscheinenwird .
Ich bin dafür ,dass manauchan die Frageder zwangsweisenMitteilung
bei Kündigungenherantrete ,wiemansie in StädteninDeutschland
durchgeführt habe .Allerdings ist dies eine schwere Aufgabe ,aber
ich sage auch nicht ,dass man sofört daran gehen solle .Man wird aber
dazu kommen ,weil maneinsehen wird ,dass manmit der geringenAnzahl
vonLeerstehungennichtserzielenwird .Dazukommtnoch ,dassindem
Referate eine Teilungvorgesehenist ,in die Woh- nungenderinneren
Stadt undin die der Bezirke11 bis 21 .Wiedas gemachtwerdensoll ,
kommtin demReferatnichtklarzumAusdruck.Ichbindafür ,dassman
demProblemder Festhaltung der Kündigungennahetritt .

DerGemeinderatwirdsichauchmitderWohnungsinspektionbefas-¬
menmüssen ,die als Folgeder Wohnungspolitikzu betrachtenist .
DerRednerstelle deshalbdenAntrag: „ DerMagistratwirdbeauftragt ,
eineVorlageauszuarbeiten ,unddemGemeinderatezurBeschlussfassung
zuunterbreiten.DasGemeindestatutgebedieMöglichkeiteineWohnungs
inspektioneinzuführen ,ohnedassein Reichsgesetzerforderlichwäre¬

GR.MelcheranerkannteebenfallsdieNotwendigkeiteinerWohnungs-¬
zählung,schonumzuwissen ,womanKleinwohhungenwerdebauenmüssen.

Das Wohnungsamtwird diesbezüglich für die Bauherrn eine wilkommene
Einrichtungsein .Deröffentliche Wohnungsnachweiswirdberufensein ,
dem sogenannten wilden Bauen ein Ende zu machen .Rednerbespricht

sodanndas Sinkendes Leerstehungskoeffizienten ,welcherunter4 %
nicht herabsinken würfe ,damit durch ein entsprechendes Verhältnis

vonAngebotundNachfragedie Mietzinsenicht gesteigertwerden.
Der Leerstehungskoeffizient dürfte in den Jahren 1915/16 auf ungefähr

- 7bis - 8herabgesunken sein ,insolgedessen müsse heute bereits
von einer Wohnungsnotgesprochen werden ,und zwar nicht nurvon

kæeinen Wohnungen ,sondern auch von grösseren Wohnungen .DerMangel

an letzteren sei insbesondere in der Inneren Stadt entstanden ,wo
selbst viele Wohnungendurch die Errichtung der Zentralstellen undan- ¬
derer neuer Aemter in Büros umgewandelt wurden .Nach dem Kriege wird

nicht nur die Anzahlder Haushaltungen ,sondernauchjener vonneuenZu¬
wanderern sich stark steigern ,da viele Eingerückte ,welche auf dem

Lande lebten und infolge des Krieges ein grosses Stück der Weltund
darunter viele grosse Städte gesehen haben ,es vorziehen werden ,auch
weiterhin in der Grosstadt sich ihren Erwerbzusuchen .

DerRednerbetont die Notwendigkeiteiner Fortsetzungderinfolge

desKriegeseingestelltenBauten ,wobeimankeineswegsdiesogenannten
Schwindelbautenunterstützenbrauche .Manbeschäftigesich immerim
Gemeinderatemit der Hilfe für die kleinenGewerbetreibenden,derBau-¬
meistergehöredochauchzudenkleinenGewerbetreibenden.Ausserdem
kommenhier nochdie gesamtenBaugewerbetreibendenin Betracht ,dieja
auch ihr Geld verlieren würden .Die Fortsetzung solcher Bauten sei aber

auch aus demGrundenotwendig ,weil bei den heutigen Preisen auflan¬
ge Zeit hinausdas private Bauenunmöglichgewordenist .Wiesehrsich
das Bauenverteuert habe ,gehe daraus hervor ,dass infolge derhohen
Kosten des Materiales ein meMauerwerkder vor demKriege 28Kronen
kostete ,heute auf 72 Kronenzu stehen kommt .Rednerstellt schliesslich
den Antrag ,dass zur Behandlung der Frage wegen Fortführung der infolge
des Krieges stehen gebliebenen Bauten ,sowie zur Besprechung vonSchutz - ¬

massnahmenfür die bei diesen Bauten beteiligten Gewerbetreibenden
ein Komiteevon Gemeinderätenaus demGewerbestandegebildet ,unddem
WohnungsamtezurBeratungbeigegebenwerde .Erhabeauchnichtsda¬
gegen ,wenndiesemKomiteeHausbesitzerausdemGemeinderatezugezogen

werden .
Vize - Bürgermeister Rain erklärt ,in seinem Schlussworte ,dass

die Ausgestaltung des Wohnungsmatesin absehbarer Zeit zu erwartensei
und dankt dem Bürgermeister ,dass er in dieser bedeutsamen Frage
die Initiative ergriffen habe .DasAmtsei bei Dr .Sagmeisterindem
bermfenen Händenund werde gewiss seine Aufgabenerfüllen .Auchder

Einzelwünschenwerdeentsprochenwerdenkönnen ,wenneinmaldieFrage
des Personenmangelsbeseitigt sei undso werdenauchnachAblaufdes
Kriegesin allenBezirkesFilialendesWohnungsamtesgeschaffenwerden.
Gewisssei es ,wie . R .Emmerlingbetont habe ,AufgabederGemeinde- ¬
verwaltung ,alles zu tun ,um die Bautätigkeit zu fördern ,und essei

AufgabederRegierungbaldigsteinWohnungsgesetzzuschaffen,dasauch
die Wohnungsinspektionobligatorisch einführt .In Erwiderungaufden
Antrag des GemeinderatesMelchererklärt der Redner ,dassBürgermeister
Dr .WeiskirchnerbeimFinanzministerbereitsSchritteunternömmenhabe,

welche die Fortführung eingestellter Bauten und den Schutz der dabei
beteiligten Gewerbetreibendenbezweckte .Es wäre AufgabederFinanz- ¬

institutediesbezüglichdenGewerbetreibendenbeizustehen,diesehaben
sichaberlieberaufdasLebensmittelgeschäftgeworfenunddortihr
wucherischesTreibenentfaltet ,alsimSinnederAllgemeinheitzu

warken .

Hieraufwerdendie Anträgedes Referenteneinstimmigundauchdie
ZusatzanträgeDorn ,EmmerlingundMelchermitgrosserMehrheitangenom¬

mer
StR .Knoll legt ein Uebereinkommenbezüglich der Abänderungder

Baulinienwestlichder BrünnerStrasse im21. Bezirkevor .DieAnträge
des Berichterstatters werdenangenommen.

Vize - Bürgermeister Hierhammer übernimmt den Vorsitz .

StR .Dr .Matajaberichtet über die Rückwirkungder III .Teilnovelle
zum allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch auf die Dienstverträge der Gemein - ¬

de Wien und stellt folgenden Antrag :Die städtischen Aemter ,Anstalten
und Unternehmungenwerden beauftragt ,die Dienstverträge der GemindeWien
mit ihren Bediensteten ,soferne für diese Verträge nicht die bestehenden
Sondergesetzein Betrachtkommen,mit denzwingendenVorschriftender3 .
Teilnovelle zumallgemeinenbürgerlichenGesetzbuchin Einklangzubrin¬

gen .Hiebei haben jene Bestimmungen in den Dienstverträgen ,die für die

Diensthehmergünstiger sind ,als die betreffenden Vorschriften derNovelle
unberührtzubleiben .

Gr .Skaret meint ,dass in den Referentenantrag ein Schönheitsfeh¬

enthalten sei .Er weist darauf hin ,dass die Unternehmererbände
mit den ArbeiterorganisationenVerhandlungengeführt haben ,darüber ,

wie sie die Bestimmungen der dritten Teilnovelle in entsprechender

Formregeln koennten .Sie sind übereingekommen,dass dieAnwendung
des § 14 54balg . . . B.für weitere 6 MonatenachFriedensschluss
wirksam sein sollen .Die Unternehmer haben sich in diesem § eine zeit - ¬

liche Beschränkungauferlegt .AmSchlusseseiner Ausführungenbean¬
tragt der Hadnereine ,in demAntragenthaltenezeitlicheEinschränkung

( „bis avif weiteres “ ) aus den Antrag auszumerzen sei .

GR .Schlechter :betont in seinen Ausführungen ,dassleider
alle Verordnungen und Gesetze ,wie das Krankenversicherungsgesetz ,

die drit . teTeilnovelle des bürgerlichen Gesetzbuches vomgrünnenTisch
ausgemachtwerden ,ohnedassdie in deneinzelnenFällenzuRate
zu ziehenden Körperschaften zur Mitarbeit herangezogenwerden .
Rednerführt des weiteren die ReformdesKrankenversicherungsgesetztes
aus mit der Petonung ,dass leider jetzt der Gemeinderat das einzige

Fprumsei ,vondemausüberdieseDingegesprochenwerdenkönne.
RednerdanktdemVorsitzenden,dasses ihm ,alsGewerbetreibenden
gestattet war ,seine diesbezüglichen Ausführungen zu geben undbitet

amSchlusseseinerAusführungenumdieAnnahmedesReferentenantrages .
. R .Breuer nimmt ebenfalls dagegen Stellung ,dass man die Ge¬

werbetreibenden übergangen habe .Er habe die Ehre Mitglied des Gewer¬

berates zu sein ,einmalsei dieser zwarbeisammengewesen ,dannaber
nie wiederundAngelegenheiten ,die so sehr in das WesendesGewer¬
bestandesgreifen ,würdendochvor denGewerberatgehören .Wennman
diesen übergehe ,so bedeutet das geradezu eine Bagatellisierungund
in diesem Falle müßtemanauf die Ehre Mitglied einer solchenKör¬
perschaft zu sein ,verzichten ( LebhafterBeifall ) .

NachdemSchlusswortedes BerichterstatterswerdendieReferen-¬
tenanträgegenehmigt.

Gr . R.Spalowskyberichtet überdie Erhöhungdesstaatlichen
Unterhaltsbeitragesundbeantragt die Genehmigungeiner an dieRe¬
gierung zu richtenden Petition .In der Begründungweist derReferent
daraufhin ,dassdasGestzimJahre1914als eineWohltatempfunden
wurde ,weildurchdasselbedie Existenzder AngehörigenderEingerück-¬
ten gesichert erschien .Mit der zunehmendenTeuerungstellte sich
jedochdie Unzulänglichkeitbei bewilligtenBeiträgeheraus .Indem
GesetzewurdemitAbsichtkeinfesterBetragfestgelegt ,derUnterhalts-¬
beitragsollte sich vielmehrder jeweilsfestzusetzendenGebührfür
die Militärdurchzugsverpflegunganpassen .DiesesDurchzugsgebührblieb
jedochseit 1914unverändert .Einenatürliche FolgediesesZustandes



ist diezunehmendeVerelendungderFamilienderEingerückten.DerUn¬
terhaltsbeitragderimJahre1914nochzurDeckungbescheidenerLe¬
bensansprüchezurNotgenügenkonnte,ist heutezurBestreitungdes
Lebensunterhaltesdurchausungenügend,wennmanbeachtet ,dassfast
alle Lebensmittelum300undnochmehrProzentteuerer gewordensind .
EineBeschaffungdesnotwendigenErsatzesvonKleidern ,Wäsche,Schu¬
hen ,etc .istschondeswegenindiesenFamiliennichtmöglich,weil
derUnterhaltsbeitragnichteinmalzurBeschaffungvonLebensmitteln
ausreicht.FürdieBestreitungsonstigerBedürfnissekommtderUn¬
terhaltsbeitraglängstnichtmehrinBetracht.Wiesehrdiesrichtig

ist ,mögedieTatsachebeweisen,dassdasWirtschaftlicheHilfsbüre
derGemeindeWienzurBehebungvonMietzins-SchwierigkeitenderFa¬
milien Eingerückterim Jahre 1915106 . 564Kronen ,im Jahre 1916je - ¬
docheinensolchenvon372. 541Kronenbeansprucht,alsomehralsdas
dreifachefürMietzinsaushilfen.Esist alsoeineAbhilfedringend
notwendig,ist aberauchmöglich.FürdieKriegsdienstleisterwurde
im Jahre 1914bloss für die Verköstigungein Betrag von K . 79per
Taggestgesetzt .ImJahre 1916wurdedieser Betragauf K . 41erhöht .
Auchdie Gebührenfür die Militärdurchzugskostenwurdenvonder
Militärverwaltungvon88HellerimJahre1914aufK . 92Ende1916
erhöht .AucheinVergleichmitDeutschlandzeigt ,dassdortdieUn¬
terhaltsbeiträge ,die anfänglich bei uns viel niedriger waren,als
beiuns ,bedeutenderhöhtwurden,von6 Markin denSommermonatenund
von9Markin denWintermonatenfürdieFrauauf20Markundvon4M

fürjedesKindauf10Mark.AusserdemzahlendortdieStädteunddie
ZweckverbändeeinenausgibigenZuschuss.DerEinwand,dassdieFosten
ganzgewaltigeseien ,darfdieRegierungnichthindern,dieErhöhung
durchzuführen,insbesonderewerdenFrauenmiteinemoder2Kindern
dieserErhöhungammeistenbedürfen.DieErhöhungistübrigensbegrenzt
durchdieBestimmung,dassdieGesamthöhederUnterhaltsbeiträgenicht
grösserseindürfe ,alsdasEinkommendesMannes.

DieErhöhungist also nachdiesenmeinenAusführungendurchaus

selbstverständlich.DerNotwendigkeitist längstGemeingutderganzen
BevölkerunggewordenunddieRegierungkannsichdieserihrerVer¬
pflichtungnichtmehrentziehen .Wenndie Gemeindevertretung,wieich
hoffe ,heuteebenfallseinhelligihreAnsichtzumAusdruckebringt,
unddie Erhöhungdurchgeführtwird ,dannwirdnicht nurunserenSol¬
datenimFeldedieBeruhigunggewährtwerden,dassihreAngehörigen
versorgtsind ,eswirdauchdenFrauendieMöglichkeitgebotenwerden,
ihrLebenleichterzuertragen ,aswirdauchfürdieZukunftderKin¬
der vongrossemNutzensein .( LebhafterBeifall ) .

GR .Ullreichweisstdaraufhin ,dasswir30MonateKrieg ,
das sind 30 Monatefrtschreitender Verteuerungaller zumLebensunter-¬

haltenotwendigerDingehinterunshaben.Daranist dieRegierung
nicht ganz unschuldig ,teilaeenean
teidctienenteit ander verbederenmen.Manhat daherauch
dasRechtdassiedenjenigen,dievomUnterhaltungsbreitragleben
müssen ,das Lebenmöglichmacht .Alles ist imPreisegestiegen .
Beverrerunggesteenertetalenverørmungentgegen,deeseVerarmungbe¬
trifft nicht nur die Angehörigendes eiterstandes sondernauch

den Mittelstand ,die Gewerketreibendenund den kleinen Beamten .Die
Sucheder vonde UnterhaltsbeitraglebendenFrauenderEingerückten
nachArkeft ,ist vergebens ,meiltererheustrfemeineEchmstertali¬t .Redner gibt der HoffnungAusdruck ,dassdie
Regierung ,die sich bisher fast allen Petitionen ziemlich ablehnend

verhaltenhat ,nunwirdnachgebenmüssenundeine ausgiebigeErhöhung
desUnterhaltsbeitrageswerdestattfindenmüssen.DasGesetz ,womit

dieUnterhaltsbeiträgeeingeführtwurden,maggutgemeintgewesen
sein ,wasist aber aus ihmgeworden? Die Unterhaltskommissionenhaben

nachGutdünkengehandelt.
Zahlreiche Entscheidungendes Verwaltungsgerichtshofeshabenein

mangelhaftesVerfahrender Unterhaltskommissionenfestgestellt und
auch sonst ist durch die Jud ikatur des Verwaltungsgerichtshofesdie
Heltungdes Gesetzeswesentlichverschobenworden .Die Forderungist
wohlberechtigt ,daßdie Regierungjetzt darangeht ,dieEntscheidun-¬
gen des Verwaltungsgerichtshofesals Vorschriftengeordnetandie
Unterbehördenhinauszugeben,damitdenParteienderlangwierige
WegzumVerwaltungsgerichtshoferapart wird .AuchsolltenBerufungs¬
kommissioneneingeführtwerden,damitnichtdieUnterhaltskommissio-¬
nenselbst über sich entscheiden .DieGleichstellungdesNebenverdien¬
stes mit dem Unserhaltsbeitrage bietet eine ganz . ungerechtfertigte

Grundlage ,bei der Neufestsetzungdes staatlichenUnterhaltsbeitrages
mußein gewissesExistenzminimumfestgelegtwerden .DieseForderung
ist schonmitRücksichtauf die horrentenPreiseder Bedarfsartikelfür

den Lebensunterhaltgerechtfertigt .Auchdie FragedesMietzinsbeitra
gesist zuerheben .ImUnterhaltsbeitrageist einMietzinsbeitrag
von44HellerenthaltenunddieserwirdjenenPersonenabgezogen,die
freieWohnunghaben,wiediesinsbesondersbeidenHausbesorgerinnen
derFallist .DasbedeutetfürFrauen,diezweiodermehrKinderhaben
eine schwere wirtschaftliche Schädigung ,denn oft würden sie weniger

fürdieWohnungbrauchen,wennsiediesebezahlenmüssten.DieAbzüge
anMietzinsbeitragdürftenalsoin Hinkunftnichtüberdentatsächlichn
WertderWohnunghinausgehen.WenneszurErhöhungdesBeitrageskommt
dannmüssteauchdieBeschränkungwegfallen,dassderUnterhaltsbei

trag nicht höher sein darf ,als der frühere Verdienst desMannes,

denndieserlässtsichschwerlichfeststellen .GewisswirddieErhöhung
beträchtlicheMehrauslagenerfordern ,aberdaderKriegschonso
vieleMilliardenverschlungenhat ,sodürfenaucheinigeMillionen
Kronenkeine Rolle mehr spielen und es wäre höchste Zeit ,dassdie
Regierungendlichvonihrer ablehnendenHaltungablässt unddem
tatsächlichen Bedürfnisse einer ErhöhungdesUnterhaltsbeitrages

entspreche.
Gr .Dr .Heinerklärt ,dass seine Parte für die Erhöhungdes

Unterhaltsbeitrages stimmenwerde .Alle Parteien habensich indjeser
Fragebemührundes herrschein der WienerBevölkerungdiesbezüglich
keineMeinungsverschiedenheit.DerVerwaltungsgerichtshofseiin
dieser Angelegenheitals mustergültig anzusehenund er habe sichals
einHortin rechtlicherBeziehungerwiesen ,dereinehumaneGesetzgebug
vertritt undsich nicht auf denStandpunktdes Fiskalismusgestellt .
Er habein seinenEntscheidungenunteranderemdenStandpunktenge
nommen ,dass der Unterhaltsbeitrag kein Almosen ,sonderneineöffent
liche rechtliche Entschädigung ist ,das nicht dasExistenzminimum
sondern ein den sozialen Verhältnissen entsprechender Unterhaltsbeitrag
zu bewilligen und dass nicht der notwendigste ,sondern der Unter - ¬

haltsbeitrag überhauptnotwendigist .Es wärewünschenswertdie
Judikater e :Verwaltungsgerichtshofesder BemessungdesUnterhaltsbei
trages zu Grundezu legen .Der Unterhaltsbeitrag gehöre zu denKosten
des wirtschaftlichen Verteidigungskrieges - DieErhöhung desUnter - ¬

haltsbeitrageswirdsichauchzumTeilwiederfür denStaatalsnutz
barerweisen .VonjedemGesichtspunkteausempfiehltsichdaherdie
ErhöhungdesUnterhaltsbeitrages.Rednererklärt ,dasser sichvoll
undganzdenAnträgenanschliesseunddasser wünsche,dassdieses
EinmütigeVerlangendesWienerGemeinderatesmehrRücksichtfindet
beiderRegierung,wiedieVorstellungenandererFaktoren.



virddemFörderungs-NacheinemAntragedesGr.ZatzkaWohnungsamtewirdemphohlen,nbeiderDurchführungvorste
henderBeschlüssedesRatesdesstädtschenWohnungsausschusser
derZentralstellefürWohnungsreformunddesstädtischen
wirtschaftlichenHilfsbürozubedienen.

NacheinemAntragedesSt .R.SchmidwirddieBaube¬
willigungfürdieNeuanfstellungeinerVerkaufshütteund
einesGeräteraumesamneuenNaschmarkterteilt .

NacheinemAntragedesSt. R.SchmidwirddieHerstel¬
lungeinerVerladerampeundDurchführungverschiedenersonsti¬
gerArbeitenfürdenneuenNaschmarktgenehmigt

BürgermeiztenskirchnbernimmtdenVorsitzG .R .Spalowsky ,InseinemSchlusswortebetontderReferent/dassvonalle
RednerndiezwingendeNotweudigkeitderErhöhungdesUnterhal
beitragesbetontwordensei .BeiderAbfassungderPetition
sei eshauptsächlichdarumzutungewesen,daraufhinzuweisen,was .

die Regierungbis jetzt versäumthat undsie zuveranlass
sen ,dasssiediesesVersäumtenachhole,unddieForderungzu
erheben,dassdieErhöhungderUnterhaltsbeiträgedenheutigen
Verhältnissenentsprechendangepasstsei

gendePetitionstimmenwerden.Allerdingsvermisseerin
derPetition ,dassvondenFrauen ,die ingemeinsamen
Haushaltelebennichtsgesagtwird .DerRednerbespricht
sodanndieHandhabungdesGesetzesinsoferne,alsesvon

Bubventionvon300. - -Kronengewährt.
NacheinemAntragedesGR.ZatzkawirddemVerein

zurPflegedesJugendspieles,OrtsgruppeHietzingalsBeitrag
zudemihnausAnlassderHerstellungderBewässerungsanlage
seiner KriegsgemüsegärtennerwachsenenAnbohrungskosten
eine Subventionin der HöhederaufgelaufenenKostenper264. K

verschiedenenUnterhaltskommission
iertwird ,diesicherlichnichtinder bsichtder

einenvondentausendenvonkrassen
ällen könneer anführen ,dass die FraueinesTischlermeisters irddemZentralvereedenszeiteneinenVerdienstvonmindestens vereinzurErrichtungundErhaltungvonKnabenhorteninWien

für 191 /eine Subwention von 1100 . - -Kroneny
derSehrlingsfürdorgekommissiondesFortbildungsschulrates
in Wien ,wie im eVorjahre und zwar nochfür

ganzenOeffentlichkeitfindenwerde,sonderndemsichauchdie
Regierungwerdenichtverschliessenkönnen,eineErhöhung
derUnterhaltsbeiträgeinentsprechendemMassedurchzuführen
undsodenendiedaheimgebliebenundihrLiebstesinden
DienstdesVaterlandesstellten,dasDurchhaltenzuerleich¬
ternundihrePflichtihnengegenüberzuerfüllnen.DerAn¬

schliesse. GrundStRNippelbeantragtdenAnkaufvonNakxstückenim
X.BezirkeamsüdöstlichenAbhangedesLaaerbergesimAusmassevon13. 239m2umK . 50perme.

Vize-BürgermeisterRainberichtetübereineAnde¬
rungderStatutendesKreditvereinesderZentral-Sparkasse
derGemeindeWien.DieAnträgewerdengenehmigt.

Vize-BürgermeisterRainreferiertüberdieErrich¬
tungvonMietämternindenWienerGemeindebezirkenundstellt
folgendenAntrag:ImSinnederVerordnungdesGesamtministeri¬
umsvom26 .Jänner1917betreffenddenSchutzderMieter
wirdjeeinMietamtinjedemWienerGemeindebezirkeerrichtet
undbeijedemMietamtedieBildungdererforderlichenZahlI
vonSenatenermöglichøt.FürdieKostenderErrichtungund
VerwaltungderMietämterimreätlichenTeilederVoranschlags¬
frist1916/1917wirdeinbeidenKriegsauslgenauverrechnenes
derBetragvon22. 500Kronenbewilligt;imVoranschlage1917/PatronatspfarrkircheSt .OthmarunterdenWeissgärbernim
1918istdasJahreserfordernisvon60.000Kronenvorzusehen.3BezirkevorDieDeckungdesAbgangesperK2879.—-¬DieReferentenanträgewerdengenehmigt,ebensonachstehen-ausGemeindemittelnwirdbewilligt.
derZusatzantragdesGemeinderatesDr.vonDorn.DieEntschei¬
dungenderMietämtersindimWohnungsamteodereinermit
dieseminVerbindungstehenden,speziellfürdiesenZweckNussdorf-Jedleseeeine-Subventionvon700KronenbewilligtzuschaffendenZentralstellezusammelnundeventuellstati¬
stischzuverarbeiten.EssindnunentsprechendeVorkehrungendernievon1110.--KronenzurAusführungeinerGartenanlage
zutreffen,umdiemöglichsteGleichmässigkeitinderRechts-aufdemJohannJoffmannplatzim12 .Bezirkgenehmigt.findungundRechtssprechungderMietämterzusichern.Dem

7EronenproTaghatts ,nureinenUnterhaltsbeitrag
ugebilligtwurde ,obwohlsie mit6 Kindernhie

ieb .DieNotlagebestandschonimJahre1914bei
auen ,dieeinoderzweikleineKinderhatten .Wenneine 00Kronenbewil

solcheFrau ,dasiemitdemUnterhaltsbeitragnichtauskommen
konnte ,sichumeinenNebenerwerbumechauteundmitHandarbei. Koch-undHanshaltungs

tragdesReferentenwirdhieraufeinstimmigangenommen
BürgermeisterDr.Weiskirchnerbetont,dassersichdem

AppelldesReferentenandieRegierungvollinhaltlichan¬
teneinigeKronenin derMocheverdiente ,sowurdeihrder

Unterhaltsbeitrag,sobalddieserUmstanddurchDennunzationen gesetzteBetraderKommissionbeianntwurde,entwenerverkürzt ,oderganz
ieseFrauenmusstendurchdiezunehmendeTeuerung
denJahrenmitsammtihrenKindernhungern.
woderUnterhaltsbeitragimletztenJahreauf

enommen xRequisitenpauschalefürdieSchulen

20Markhinausgesetztwurde ,bekommendieAngshörigenden
gleichentrag durchdie Gemeindeunddass40Markbei
derKaufkraftdesdeutschenGeldesungldchmehrwertsindals

Tomola

esterreich,brauchtohlnicht NacheinemAntragedesStadtrateszukommnochdieReichswochenhilfein ninhaberinumhinderHöhevon11e HerkbeijedemKind
Diesozialdemokratischerarteihatschonwiederholtbei

derRegierunginterveniert,dessdieDurchzugsgebührenjedes
JahrneufestgesetztunddamitdieUnterhaltsbeiträgeerhöht
werdent EinErfolgist nichtmeglich,weildieparlamentat
rischeArbeitbeiunsausgesohaltetia¬

DerRednererwähntnundiewiederholten,aberimner
vergeblichenSchrittederSozialdemokratenbeiderReg
rungunderklärt ,derWortlautdesGesetzesseivollständig
klar ,erwerdeaberingeingehelt

desStadtratesTomolawirddem. Dr.HaaslegtdieSchlussrechnungüberdenSchulbau onen

KronenwurdeeinBetrag NacheinemAntragedesStR.TomolawerdenderKna¬
benbeschäftigungsanstaltderSt .Vinzenz-Konferenzzumhl .
Leopoldin Wien- GersthofBeleuchtungs - undBeheizungskosten
fürüberlasseneSchullokalitätenin derHöhevon438Kronen

nachgesehen.NacheinemAntragedesStR.WesselywirddemLand¬
strasserJünglings-Verein„ St .Stanislaus"eineKoksspende
von30qbewilligt.

Vize-BürgermeisterHoßübernimmtdenVorsitz.GleichstellungSt .R .Schneiderberichtetüberdie
derübernommenenprov.HilfsbeamtenmitdenübrigenBeamten

er GemeindeWien,-städtäscheGaswerke.DieReferentenanträg

GR.Dr.HaaslegtdenVoranschlagpro1917derstädt-¬

NacheinemAntragedesGR.KnollwirddemRudolfPeithne
von Liechtenfels für den Berrieb der Propeller - Ueberfuhr

NacheinemAnträgedesGR.ZatzkawirddasMehrerfor¬
n

demokratenwedenauchdiesemneuerlichenVersucheeine
Erhchungdurchzusetzenvollzustimmenwirauchwiemit
HücksichtnichtaufdienichtansetrautenPrauenbeieinge-¬tenaiont



hneiderberichüberVerkehrseinschränkungen
auf den Linien der städtischen Strassenbahnen und stellt die raßenbehnunterden
bereitsbekannten gegenwärtigenVerhältnissennocheine sehrrespektable

Leistungvollführe .Manmüseosich gegebenenfallszufriedenGR .FerdinangFischerschlägt vor ,bei denStraßenbahn¬
wagenin den ve kehrsstarken Stunden zwei Schaffnerinnenanzus

stellen unddas Ein -undAussteigenso zu regeln ,daßmanim
hinteren Abteil e s Nagensein -und yorne aussteigen müsse .

WeitersbemerktRedner,daßesZeitwäre ,beiderRegierung
bezüglich Abschaffungder Kontrolluhren vorstellig zuwerden

DesweiterenbemängeltderRednerdasFehlenelektrischerFernerSignale in den Straßenbahnwagen .tritt er für die

SchließungdesVerkehresabendsumeineStundefrüherein.
GRMelcherist derAnsichtdassderStrassenbahnbetrieb

in WiennichtblossimInteressederGemeindeundderWiener
BevölkerungsondernauchimInteressedesStaatesseida
hasehrvieleMilitärpersonengesundeundverwundete,die
StrassenbahnbenützensieausserdemeinenwichtigenFrah¬
tentransportundauchdenPostverkehrteilweisezubewäl¬
tigenhabeSiewärealsowiedieanderenUnternehmungenzu
behandeln ihre Tätigkeit wäre eineKriegsdienstleistung
undesmüßtendahergeeigneteLandsturmpflichtigezurRepara¬
turderWagenzugewiesenwerden.ErstelltdanndieFrage,
warumesnichtermöglichtwerde,dievordereFlattformzube¬
nützenundobeswahrsei dassdurcheineVerfügungder
Direktionverbotenist ,dasGitterdervorderenPlattform
zu öffnen .Er wünschtschliesslich dass derBahnhofverkehr
mglichstwenigeingeschränktwerdeundersuchtdieaufgelas¬
seneHaltestelleEckeLiechtensteinstrasseundBerggasse
wiederzuaktivieren.

geben wenndie Straßenbahnen in der Früh ,Mittags undAbens
erunddieBeumtenbe: dere

in derZwischenzeitee Straßenbahnberütze ,könnegan
ußgehenWsgebenochhöhereInteressen,alsauchzu

losen traßeLahnverkehr,damitmeineer
daxSehulwesen ,welche :infolgsderEinberufungdervielen
Lehrkräftesterkleide .BezüglichderSäuberungderStaßen
vomSchneegeheseineAnsichtdahin,daßkeinUnterschied
gemachtwerde ,daßvielmehrdieverkehrsreichenStraßen

behufsSchonundesPferdematerialesehergesäuber:
dieParadestraßenGegendasvieleBlindfahrengebeesnac
seinerMeinungnureinMittel :DieFinführungdesEinheit
DerRednerbespricht odanndiestarkeUeberlasturerstädt

zum5
beiunsanEinsichtundErkenntnisandenmaßgeAusdruck ,daße

tellenfehl wasdieBedürfnisseeinerGroßstadtsindbenden
NachdemSchlußwortdesBerichterstatterswirdzurAbstimmung
schritten,dieReferentenanträgewerdengenehmigt,derAntras

gan2

braesenba
derBetriesbführungsollten

mehröffentlicheInteres¬

den ,DesWeiteren
lerBeiwag

vonVorverkaufskartenhrung
erbotesderSchaffnerinnen

umInnerndesMagenaufhal
dürfen

ellenklarmachen,dassdiein Fragekomme

BeräxkzaznaganBerücksichtigungdaherauchdienü
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